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Von Dr. Christoph Rabbow

Das Abitur ist in Niedersachsen in die-
sem Jahr abgeschlossen und es ist ei-
nigermaßen gut gelaufen. Größere Pro-
bleme wie in den letzten Jahren sind in 
diesem Jahr ausgeblieben. Was erneut 
auffällt, ist die Materialdichte, mit der 

die Schülerinnen und Schüler wieder 
einmal im Abitur konfrontiert wurden. 
Man braucht heute schon eine eigene 
Druckerei in den Schulen, um diesem 
Papierwust überhaupt noch gerecht 
zu werden. Dass es dann Schulen gibt, 
die über die umfangreichen Kopierpa-
kete den Überblick verlieren und den 
Schülern lieber gleich fünf statt der vier 
Prüfungsaufgaben vorlegen, ist eine 
unerfreuliche Randerscheinung. Glück-
licherweise haben die Prüfl inge nur aus 

den vier tatsächlich bewertungsrele-
vanten Aufgaben ausgewählt, gerade 
noch einmal gut gegangen. Aber es 
zeigt einmal mehr, dass auch Schullei-
tungen Probleme haben, den Überblick 
zu behalten. Mich wundert das nicht. 

Früher wäre diese Textlastigkeit 
 undenkbar gewesen 

Im Fach Deutsch werden den Prüfl ingen 
Texte vorgelegt, die zu Zeiten des dezen-
tralen Abiturs aufgrund der Länge von 

 Abitur 2026 oder weniger wäre wirklich mehr.
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den Fachberatungen zurecht abgelehnt 
worden wären. Wer soll, wer muss das 
alles lesen? Ich selbst habe in diesem 
Jahr die Aufgaben im Fach Chemie für 
das erhöhte Anforderungsniveau in der 
Lehrereinlesezeit nur kurz über fl ogen. 
Wenn mir zehn Seiten Aufgaben nebst 
neun Seiten Erwartungshorizonten am 
Prüfungstag um 7.15 Uhr vorgelegt wer-
den, ich die Fachräume für die Schüle-
rinnen und Schüler experimentell bestü-
cken soll und um 7.45 Uhr aufschließen 
muss, dann habe ich anderthalb Minuten 
pro Seite Zeit, um die Aufgaben und die 
Erwartungshorizonte auf Fehler und For-
mulierungsschwächen zu sichten. Den 
Stress tue ich mir nicht an, dazu habe 
ich in den letzten Jahrzehnten im Abitur 
einfach zu viel gesehen. Man sollte auch 
nicht so tun, als würde eine Steigerung 
der Quantität mit einer Qualitätserhö-
hung einhergehen. Das ist ein schon 
seit Jahren in der Mathematik bekann-
ter Trugschluss, der nun vermehrt die 
Naturwissenschaften infi ziert. Man hat 
aus den Fehlern und Unstimmigkeiten 
im Mathematik-Abitur bis heute nichts 
gelernt und jetzt wird dieses Vorgehen 
noch ausgedehnt. Die Schülerinnen und 
Schüler in den Naturwissenschaften 
schreiben heute wie im Fach Mathema-
tik bis zur letzten Minute. Toilettengänge 
werden zunehmend von den Prüfl ingen 
auf die Zeit nach der Klausur verscho-
ben. Das sind Entwicklungen, die ein-
fach nicht akzeptabel sind.  

Viel Material ist fehleranfälliger

Wenn den Schulen so viel an Materialien 
vorgelegt wird, ist es nicht verwunderlich, 
dass sich der Fehlerteufel einschleicht 
oder fehlerhafte Bezeichnungen erst 

um 9.30 Uhr gesehen werden. Einen 
„Dihydrogen-Hydrogenphosphat- Puffer“ 
gibt es nicht. Streng genommen wäre 
dies ein Puffer aus Wasserstoff und 
einer Hydrogenphosphat-Verbindung. 
Das ist natürlich nicht gemeint. Gemeint 
war ein Dihydrogenphosphat-Hydrogen-
phosphat-Puffer (oder kurz auch „Phos-
phat puffer“). Diese  fachsprachlich miss-
verständlichen Formulierungen stiften 
bei den Prüfl ingen unnötig Verwirrung 
und da kann man auch nicht einfach 
behaupten, es wäre durch die Aufga-
benstellung ja klar, was gemeint sei. So 
 argumentieren Schüler im Unterricht 
auch oft: „Herr Rabbow, Sie wissen ja, 
was gemeint ist.“ „Nein, das weiß ich 
nicht. Drück dich bitte fachsprachlich 
korrekt aus.“ Die Schulung fachsprach-
licher Richtigkeit gehört in den Unter-
richt und das darf man erst recht in Abi-
turprüfungen erwarten. 

Kam ich im Abitur 2021 noch mit  genau 
zwei Dateien für jeden Prüfl ing aus (ein 
Gutachten und ein Erwartungs horizont) 
sind es heute fünf an der Zahl (ein Gut-
achten, ein Deckblatt und drei Erwar-
tungshorizonte). Bei 21 Prüfl ingen sind 
dies 105 Dateien mit insgesamt 190 Sei-
ten. Verantwortlich für die  vielen Datei-
en und die damit verbundene Papierfl ut 
ist die Umstellung auf ein vergleichba-
res bundesweites Abitur im Jahr 2025. 
Wenn das Abitur durch die Umstellung 
an Qualität gewonnen hätte, könnte 
man dies ja ggf. noch in Kauf nehmen. 
Für das Fach Chemie kann ich eine po-
sitive Qualitätsentwicklung  allerdings 
nicht feststellen, ganz im  Gegenteil. 
Auch hier gilt: Je mehr  Dateien und je 
mehr Papierausdrucke, umso größer 

die Gefahr von Fehlern in den Auf gaben 
und den Erwartungs horizonten. Bü-
rokratieabbau in Deutschland betrifft 
auch die Aufgabenfülle und die Gutach-
ten im Abitur. Eine De-Implementierung 
im Zentralabitur ist dringend erforder-
lich. Wenn man es mit nachhaltiger Ent-
wicklung ernst nimmt, kann es so nicht 
weitergehen. Wem nützen schönste 
Sonntagsreden im BNE-Unterricht, wenn 
man im Abitur über eine Million Seiten 
Papier allein in Niedersachsen als Prü-
fungsmaterial an die Schülerinnen und 
Schüler ausgibt? Das ist nicht im Sinne 
der Nachhaltigkeit und daher kann man 
nur an alle Verantwortlichen appellie-
ren, den deutschen Wald zu  retten.

„Vergleichbarkeit und Niveau-
steigerung“ ist eine Fata Morgana

Gemeinhin denkt man, eine Vergleich-
barkeit des Abiturs in den Bundeslän-
dern führt zu einer Niveausteigerung. 
Man sollte sich nicht vormachen, dass 
das Abitur durch bundesweite Auf-
gabenpools qualitativ besser würde. Es 
ist eben auch viel heiße Luft drin und die 
kann – wie die Physiker wissen – schnell 
zu Luftspiegelungen führen. Wenn die 
Vergleichbarkeit des Abiturs zwischen 
den Bundesländern mit  einem Verlust 
an Qualität einhergeht, muss man fra-
gen, ob das Vorgehen so überhaupt Sinn 
macht oder man vielleicht einen eigenen 
niedersächsischen Weg geht. 

Niedersachsen startete vor der Einfüh-
rung bundesweiter Abituraufgaben in 
der Aufgabenkultur von einem hohen 
Niveau. Klar ist, das niedersächsische 
Chemie-Abitur litt in den letzten beiden 
Jahren in Qualität und Form. Natürlich 
gab es auch mal den einen oder anderen 
Fehler oder weniger tolle Aufgaben, aber 
der Niveauverlust ist einfach nicht zu 
übersehen. Diese Kritik gilt nicht  allein 
für das Fach Chemie. Entsprechendes 
könnte man in anderen Fächern bei ein-
gehender Analyse auch feststellen. 

Klar ist: Wenn viele am Start sind, einigt 
man sich oft nur auf den kleinsten ge-
meinsamen Nenner. Das ist eben wie mit 
den vielen Köchen. Das derzeitige Ver-
fahren mit bundeseinheitlichen Aufgaben 
ist, wie auch in der Politik zu beobachten, 
ein Handeln in (zu) kleinen Schritten. 
Das bedeutet für die Aufgabenkultur im 
Abitur: Es gibt ordentlich Luft nach oben, 
dann aber hoffentlich weniger heiße Luft. 
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Doppelte Lehrbefähigung?
Von Katharina Kurze, Vorsitzende der AG der Stufenpersonalräte im PHVN,  
Jonas Riebeling, Vorsitzender der AG der Jungen Philologen

Mitte April verschickte das MK an alle im 
Einstellungsverfahren zum 01.08.2026 
registrierten Bewerberinnen und Bewer-
ber mit dem Lehramt für Gymnasien in 
den Fächern Deutsch oder Mathematik 
per E-Mail den Hinweis, dass diese ihre 
Einstellungschancen deutlich erhöhen 
könnten, wenn sie sich an Grundschu-
len bewerben würden. Bei einer unbe-
fristeten Beschäftigung oder gar einer 
Verbeamtung an einer Grundschule er-
würben diese ausgebildeten Gymnasial
lehrkräfte zusätzlich im Rahmen einer 
Qualifizierung die Lehrbefähigung für 
die Grundschule und seien für Funk
tionsstellen an weiteren Schulformen 
bewerbungsfähig. Das klingt nach einer 
großartigen „win-win-Situation“: Doppelte 
Lehrbefähigung, eine Stelle für die Lehr-
kräfte und eine weitgehend gesicherte 
Versorgung der Grundschulen für das 
MK? Ein genauerer Blick lohnt sich:

Schulformspezifischer Lehrkräfte-
mangel

Es ist bekannt, dass an den Grund-
schulen in den kommenden Jahren 
ein erhöhter Lehrkräftebedarf besteht 
– bedingt durch die Einführung des 
flächendeckenden Ganztagsangebots 
sowie die geburtenstarken Jahrgänge 
2020/21.

Die Chance, das Problem frühzeitig an-
zugehen, indem Kultusministerium und 
Wissenschaftsministerium zusammen-
arbeiten und mehr Studienplätze für 
Grundschullehrkräfte schaffen, wurde 
trotz mehrfacher Anregung durch den 
PHVN versäumt. Gymnasiallehrkräfte 
sind – von einzelnen fachspezifischen 
Unterversorgungen abgesehen – aus-
reichend im System, um die Gymnasien 
und einen großen Teil der Gesamtschu-
len zu versorgen, in einigen Fächern 
wie Deutsch und Geschichte kann man 
sogar von einer Überversorgung spre-
chen. Was liegt da näher, als die Bewer-
berinnen und Bewerber umzuleiten?

Voll ausgebildete Lehrkraft und 
trotzdem Quereinsteiger

Lehrkräfte, die wohlüberlegt ein Stu-
dium und ein Referendariat absolviert 

haben, um Kinder im Alter zwischen 
10 und 19 Jahren fachlich und gymna-
sial zu unterrichten, sind genau dafür 
ausgebildet. Auf die Erfordernisse an 
Grundschulen jedoch – insbesondere 
auf Lese- und Schreiberwerb – hat sie 
absolut nichts in ihrer Ausbildung vor-
bereitet. Wenn jemand ein Problem mit 
den Augen hat, geht er ja auch nicht 
zum Orthopäden – obwohl beide Medi-
ziner sind. Gymnasiallehrkräfte sind an 
Grundschulen nichts anderes als Quer-
einsteiger.

Die Qualifizierung erfolgt berufsbeglei-
tend, neben einer Unterrichtsverpflich-
tung von zunächst 23 Wochenunter-
richtsstunden in dieser Schulform. Es 
lässt sich also kaum verhindern, dass 
Gymnasiallehrkräfte weitgehend unvor-
bereitet Erstunterricht erteilen müssen. 
Das ist weder den Kindern noch den 
Lehrkräften gegenüber fair oder sinn-
voll. Um also ein Zahlenproblem kurz-
fristig zu lösen, nimmt das MK ein lang-
fristiges Bildungsproblem in Kauf.

Das Prinzip der Probezeit ad 
absurdum geführt

Am Ende der Probezeit steht für die Be-
amtinnen und Beamten die Verbeam-
tung auf Lebenszeit. In der Regel ist die 
Probezeit die letzte Prüfung, ob die indi-
viduelle Persönlichkeit und Leistungs-
fähigkeit und die Anforderungen des 
Amts zueinander passen. Wenn eine 
Lehrkraft bereits nach drei Monaten 
feststellt, dass die ursprüngliche Ent-
scheidung für das Gymnasiallehramt 
richtig war und sie an der Grundschule 
unglücklich und überfordert ist, ist dann 
ein Wechsel möglich? 

Kann eine Bewährung oder Nichtbewäh
rung an einer Grundschule eigentlich wirk-
lich die Bewährung oder Nichtbewährung 
am Gymnasium einschließen? Wohl 
kaum. Jemand, der Schwierigkeiten im 
Anfangsunterricht hat, kann an einer 
weiterführenden Schule möglicherweise 
inspirierenden Fachunterricht erteilen. 
Hat so jemand bei drohender Nicht
bewährung ein Recht auf Versetzung 
an eine Schulform, für die er oder sie in 
Studium und Referendariat ausgebildet 

wurde? Andersherum soll jemand, der 
noch nie in der Qualifikationsphase und 
zuletzt im Referendariat in Jahrgang 11 
eigenverantwortlich unterrichtet hat, 
sich nach drei Jahren Probezeit an einer 
Grundschule bewährt haben, um Ober-
stufenschüler auf das Abitur vorzuberei-
ten und Abiturprüfungen abzunehmen? 

Diese Beliebigkeit der Lehrämter wider-
spricht unserem Verständnis von guter 
Bildung!

Mogelpackung Bewerbungsfähigkeit

Nach drei Jahren Probezeit haben wir 
nun also eine auf Lebenszeit verbe-
amtete Lehrkraft mit den Lehrbefähi-
gungen für die Grundschule und für 
das Gymnasium. Ja, nach gesetzlicher 
Grundlage kann sich diese Lehrkraft 
nun auf eine Funktionsstelle an einem 
Gymnasium oder einer Gesamtschule 
bewerben. Unterzieht man die Chan-
cen dieser Bewerbung einem Reali-
täts-Check, bleibt aber nicht viel übrig: 
Jahrelange Unterrichtserfahrung an 
einer Grundschule – und zwar nur an 
einer Grundschule – ist kein Plus im 
Auswahlgespräch für eine Fachgrup-
penleitung, wenn Gegenbewerber mit 
Abiturerfahrung punkten können. 

Fazit

Der Lehrkräftemangel an den Grund-
schulen ist ein schwerwiegendes Prob-
lem für das niedersächsische Kultusmi-
nisterium. Es ist durchaus zu begrüßen, 
dass die Ministerin einen Weg sucht, 
der auf Freiwilligkeit basiert: Keine 
Gymnasiallehrkraft soll dazu gezwun-
gen werden, diesen Weg der „doppel-
ten Lehrbefähigung“ zu gehen. Aber 
es ist unlauter, die relative Naivität von 
Berufsanfängern derart auszunutzen! 
Besonders der ausdrückliche Hinweis 
auf die Bewerbungsfähigkeit auf Funk-
tionsstellen grenzt an gezielte Irrefüh-
rung.

Bei allem Verständnis für die schwierige 
Situation: Nur bei ehrlicher Information 
der Betroffenen kann so ein Schritt Teil 
der Lösung sein!



Digitalisierung darf nicht als zusätzliche Belastung  
bei den Schulen abgeladen werden
Mit dem Schuljahr 2026/2027 steht den 
Schulen in Niedersachsen die flächende-
ckende Einführung digitaler Endgeräte 
bevor. Grundsätzlich ist dieser Schritt 
zu begrüßen. Digitale Bildung, verläss-
liche Ausstattung und gleiche Zugang-
schancen für alle Schülerinnen und 
Schüler sind wichtige Ziele. Schulen 
haben in den vergangenen Jahren im-
mer wieder deutlich gemacht, dass sie 
bereit sein müssen, sich auf den Weg in 
eine digital geprägte Welt zu machen. 
Doch genau deshalb muss jetzt auch 
ehrlich benannt werden, was diese Ein-
führung für die Schulen für die Praxis 
tatsächlich bedeutet. Es ist ein pädago
gisches, didaktisches und methodi-
sches Großprojekt, das mit einem ganz 
erheblichen zusätzlichen Verwaltungs-, 
Organisations- und Kontrollaufwand 
verbunden ist. Dieser Aufwand entsteht 
unmittelbar in den Schulen und er ent-
steht zusätzlich zu den ohnehin schon 
hohen Belastungen. Entlastungen an 
anderer Stelle sind als Ausgleich bis-
lang nicht vorgesehen. Das ist inakzep-
tabel. Wer erwartet, dass Schulen die-
se Aufgaben zuverlässig, rechtssicher 
und dauerhaft übernehmen, muss ihnen 
auch die dafür notwendigen Ressourcen 
geben. Alles andere bedeutet, zusätz
liche Arbeit auf Schulleitungen und 
Lehrkräfte abzuwälzen.

Die Fülle der zusätzlichen Aufgaben 
lässt sich anhand der Checklisten und 
Hinweise in den Handreichungen deut-
lich erkennen. Dort wird sichtbar, dass 
es nicht nur um die pädagogische Nut-
zung der Geräte im Unterricht geht. Viel-
mehr müssen Schulen heute schon eine 

Vielzahl von Aufgaben übernehmen, die 
weit über den eigentlichen Bildungsauf-
trag hinausgehen. Dazu gehören u.a. die 
Vollständigkeits- und Funktionsüberprü-
fung der gelieferten Geräte, die Doku-
mentation möglicher Mängel, die Ver-
waltung von Leihobjekten, die Ausgabe 
der Geräte an Schülerinnen und Schüler, 
die Erfassung nutzerspezifischer Daten, 
die Dokumentation von Seriennummern, 
Lieferdaten, Ausgabedaten und Rück
gabedaten sowie die Zuordnung der 
Geräte zu einzelnen Personen, Klassen 
und Nutzergruppen. Auch Fragen von 
Verlust, Beschädigung und Schadener-
satz werden künftig in den Schulen auf-
schlagen. Bei beschädigten oder nicht 
mehr funktionierenden Geräten müssen 
Sachverhalte dokumentiert und weiter-
geleitet werden, es müssen Rückgaben 
organisiert, Gründe für Rücknahmen er-
fasst und ggf. Regressfragen gegenüber 
Eltern geprüft und vorbereitet werden. 
Hinzu kommen Leihverträge, Elternin-
formationen, Kommunikationsaufwand, 
Abstimmungen mit dem zuständigen 
RLSB, dem Schulträger und weiteren Be-
teiligten.

Diese Aufgaben sind erheblich und kön-
nen nicht einfach nebenbei erledigt wer-
den. Sie sind administrativ aufwendig, 
rechtlich sensibel und organisatorisch 
anspruchsvoll.  Sie sind auch nicht etwa 
auf ein Schuljahr begrenzt, sondern wie-
derholen sich mit neuen Jahrgängen, bei 
Schulwechseln, bei Defekten, bei Verlus-
ten, bei Rückgaben, bei der Ausgabe von 
Ersatzgeräten und Änderungen in der 
Schülerverwaltung. Der Vorsitzende des 
Philologenverbandes Niedersachsen, 
Dr. Christoph Rabbow, stellt daher klar: 
„Schulen sollen wieder einmal zusätz
liche Aufgaben übernehmen, ohne dass 
an anderer Stelle eine Entlastung er-
folgt. Stattdessen kommt in ein System, 
das bereits am Limit arbeitet, ein riesi-
ger Aufgabenkomplex hinzu. Das geht 
so nicht weiter: Schulen müssen end-
lich vom bürokratischen Irrsinn befreit 
werden. ,De-Implementierung’ bedeutet 
,Weniger ist mehr.’ Das muss auch für 
Aufgabenlast an Schule gelten.“ Das hat 
auch das höchste Organ des Verbandes, 
der Philologentag, 2025 in wichtigen Re-

solutionen bestätigt, 
die einen wesentlichen 
Teil der Agenda 2035 
ausmachen.

„Für Schulleitungen 
bedeutet das eine zu-
sätzliche Belastung 

in einem ohnehin hoch verdichteten Ar-
beitsfeld. Sie müssen nicht nur die Um-
setzung vor Ort verantworten, sondern 
auch klären, wer innerhalb der Schule 
welche Aufgaben übernimmt. Wer kon-
trolliert die Lieferung? Wer dokumentiert 
Mängel? Wer pflegt Daten ein? Wer or-
ganisiert die Ausgabe? Wer erstellt und 
verwaltet Leihverträge? Wer kommuni-
ziert mit Eltern? Wer bearbeitet Scha-
densfälle? Wer führt Listen? Wer über-
prüft Rückgaben? Wer hält Kontakt zu 
den zuständigen Stellen?“, ergänzt der 
Vorsitzende des AK Schulleitungen des 
Philologenverbandes, Dr. Cord Meyer.

Die Klärung der Zuständigkeiten ist be-
reits eine erhebliche Leitungsaufgabe, 
denn sie betrifft Datenschutz, Haftung, 
Verwaltungsabläufe, Unterrichtsorgani-
sation, Elternkommunikation und Perso-
nalsteuerung. Gleichzeitig gibt es dafür 
bislang keine verlässlichen zusätzlichen 
Ressourcen.

Umsetzung braucht Anrechnungs-
stunden 

„Das Land formuliert ein großes digita-
les Entwicklungsziel, lässt die Schulen 
in der Umsetzung aber ziemlich allein, 
insbesondere, weil sie ihnen dafür nicht 
ausreichend Zeit gibt. Die Verantwor-
tung wird ausgeweitet, die Ressourcen 
aber nicht im gleichen Maße angepasst. 

Agenda 2035

Dr. Christoph Rabbow

Dr. Cord Meyer



Die Digitalisierung der Schulen darf nicht 
mit Blick auf die kommenden Landtags-
wahlen mit der Brechstange erfolgen. 
Wenn digitale Endgeräte erfolgreich ein-
geführt werden sollen, braucht es nicht 
nur Geräte, Plattformen und technische 
Administration. Es braucht Zeit für die 
schulische Umsetzung und vor allem 
zusätzliche Personalressourcen. Und 
es braucht zunächst einmal die Einsicht, 
dass diese Tätigkeiten zusätzliche Ar-
beit bedeuten. Daher ist es geboten, den 
Schulen Anrechnungsstunden für die 
zusätzlichen Tätigkeiten zuzuweisen,” 
fordert Meyer. „Das müssen „echte“ An-
rechnungsstunden sein, die der Diens-
therr zur Verfügung stellt. Eine schulin-
terne Erwirtschaftung lehnen wir ab.“ 

Darüber hinaus braucht es klar defi nier-
te Zuständigkeitsregelungen. Es muss 
verbindlich geklärt werden, welche Auf-
gaben tatsächlich von Schulen zu leis-
ten sind, welche Aufgaben beim Land, 
bei den RLSBs, beim Schulträger oder 
bei externen Supportstrukturen liegen. 
Schulen dürfen nicht in die Lage geraten, 
komplexe Verwaltungsprozesse unter 
Zeitdruck selbst interpretieren, organi-
sieren und absichern zu müssen. 

Schon wieder Leihverträge? PHVN: 
Digitalisierung nur mit Dienstgeräten!

Die Rechtsexperten des Verbandes 
kritisieren gemeinsam mit der AG der 
Stufenpersonalräte des PHVN dabei 
die vorliegenden Leihverträge für die 

Lehrkräfte. Dienstliche Ausstattung ist 
Aufgabe des Dienstherrn. Dienstliche Ar-
beitsmittel dürfen nicht an eine private 
Haftungsübernahme gekoppelt werden. 
Lehrkräfte stehen zu ihrem Dienstherrn 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnis. Dienstliche Aufga-
ben und dienstliche Ausstattung sind 
deshalb grundsätzlich dienstrechtlich 
zu regeln, nicht über einen zusätzlichen 
privatrecht lichen Vertrag. Will das Land 
verbindlich die Digitalisierung einführen, 
sind diese Verträge ungeeignet. Hier be-
steht noch Klärungsbedarf.

IT-Administration lässt sich nicht 
zum Sparpreis organisieren

Die Einführung digitaler Endgeräte er-
zeugt nicht nur zusätzliche Verwal-
tungsaufgaben in den Schulen, sondern 
setzt zugleich eine professionelle Admi-
nistration voraus. Benutzerverwaltung, 
Rechte- und Rollenkonzepte, Mobile-De-
vice-Management, Netzwerksicherheit, 
Datenschutz, Updates, Störungsbearbei-
tung, Gerätelebenszyklen und Support-
prozesse sind keine Tätigkeiten, die dau-
erhaft nebenbei von Lehrkräften oder 
Schulleitungen übernommen werden 

können. Dafür braucht es dringend ge-
schultes Fachpersonal. 

Die Stellungnahme des PHVN zum Er-
lassentwurf „Beschäftigung von IT-Fach-
kräften […]“ macht deutlich, warum die 
schulische Digitalisierung nicht ohne 
qualifi ziertes Fachpersonal gelingen 
kann. Der PHVN und sein AK Digitalisie-
rung weisen darauf hin, dass IT-Fach-
kräfte und technische Fachkräfte keine 
bloße Randunterstützung leisten, son-
dern zentrale Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass Unterricht, Kommunikati-
on und Schulorganisation in einer digital 
geprägten Schule überhaupt reibungs-
los funktionieren können. Dieses Fach-
personal wird aber mit den im Erlass 
angelegten Vergütungsrahmen in aus-
reichender Zahl nicht zu gewinnen sein. 
Der PHVN fordert daher für anspruchs-
volle Systembetreuung deutlich höhere 
Eingruppierungen. Gerade im IT-Bereich 
wird ein erhebliches Rekrutierungspro-
blem entstehen, wenn die Vergütung 
hinter den Möglichkeiten der freien Wirt-
schaft zurückbleibt.

Klären sich die offe-
nen Fragen zu den nie-
dersächsischen Leih-
geräten nicht rasch, 
droht der Kultusmi-
nisterin ein ähnliches 
Debakel wie in Schles-
wig-Holstein, wo Tau-

sende angeschaffte Geräte offenbar 
nicht einmal eingeschaltet wurden.

PHVN_Stellung-
nahme_ Erlass_IT_
Schulass_2026

PHVN  Stellungnahme_
Dienstgeraete

haengepartie- beenden-
herr-minister
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Alimentation in Niedersachsen – Wirklich eine unendliche Geschichte! 
Als Jugendlicher habe ich die Bücher von 
Michael Ende gerne gelesen. Ein absolu-
tes Highlight war für mich „Die unendli-
che Geschichte“, denn allein der Name 
versprach ein langes Lesevergnügen des 
480 Seiten starken Buches.  

Zur Erinnerung: Es geht in der Geschichte 
um den Jungen Bastian Balthasar Bux, 
der das Land Phantásien retten soll. Weil 
Menschen in der realen Welt ihre Phan-
tasie verlieren und keine Träume mehr 
haben, ist Phantásien in Gefahr. Das 
Verschwinden der Vorstellungskraft der 
Menschen zeigt sich in dem „Nichts“, ei-
ner zerstörerischen Kraft, die Phantásien 
und seine Bewohner gleichermaßen be-
droht. Der Junge dringt beim Lesen im-
mer tiefer in die Geschichte ein. Die kind-
liche Kaiserin, die im Elfenbeinturm lebt, 
braucht eine Medizin in Form der Phanta-
sie des jungen Lesers, damit Phantásien 
mit all seinen phantastischen Gestalten 
überleben kann. Die Uhr tickt, die Zeit 
läuft ab. 

Wenn ich an die amtsangemessene Ali-
mentation denke, dann erinnert auch dies 
an eine schier unendliche Geschichte, 
die immer weitere Kreise zieht.

Der Kreis I – Alimentationen von 
2005 – 2022

Die Klage des dbb niedersachsen liegt 
seit mittlerweile erstaunlichen zwei Jahr-
zehnten den Rechtsinstanzen vor. Im 
Jahr 2018 hat das Bundesverwaltungs-
gericht dem dbb niedersachsen in weiten 
Teilen recht gegeben, die Klage aber zur 
endgültigen Entscheidung dem Bundes-
verfassungsgericht vorgelegt. Wir sind 
da nicht allein, auch andere Bundeslän-
der warten noch immer. Im letzten Jahr 
wurde über die Alimentation der Berliner 
Beamtenschaft geurteilt und festgestellt, 
dass deren Alimentation nicht rechtmä-
ßig ist. Das Urteil hatte Signalwirkung 
auf Bund und Bundesländer: Es hat der 
Besoldung die rote Karte gezeigt und 
den Ländern die Messlatte aufgezeigt. 
Entsprechend interessante Urteile wer-
den 2026 auch für Schleswig-Holstein, 
Bremen und das Saarland erwartet. Auch 
diese werden eine Signalwirkung auf die 
niedersächsische Alimentation haben. 
Aus dem Hause von Finanzminister 
Heere hört man bislang, dass vor einer 
Entscheidung zur Klage niedersächsi-

scher Beamten aus Karlsruhe kein Hand-
lungsbedarf bestehe. Man werde das 
Urteil abwarten und dann analysieren, 
wie im Anschluss weiter zu verfahren 
ist. Nunmehr hat das Finanzministerium 
im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens zum Besoldungsgesetz 2026, also 
der Übernahme des Tarifergebnisses für 
die niedersächsischen Beamtinnen und 
Beamten, jedoch den Hinweis gegeben, 
dass man absehbar die Ergebnisse der 
jüngsten Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts bei einer Neuberech-
nung der Besoldung und Versorgung 
berücksichtigen wird. Heißt übersetzt: 
Mit einer Regelung, die die Jahre 2005 
– 2022 betrifft, ist zwar frühestens 2027 
zu rechnen. Gleichzeitig scheint das 
Finanzministerium nunmehr endlich der 
fortdauernden Argumentation des dbb 
niedersachsen zu folgen und endlich die 
Alimentation für unsere Kolleginnen und 
Kollegen verfassungsgemäß anzupas-
sen. Sollte es dann zu einer möglichen 
Nachzahlung aufgrund einer zu geringen 
Alimentation kommen, werden die jähr-
lich eingelegten Widersprüche gegen die 
Alimentation wichtig. Nicht ohne Grund 
haben wir jedes Jahr unsere Mitglieder 
aufgefordert, zu handeln und dafür ei-
nen jährlich angepassten Musterwider-
spruch zur Verfügung gestellt – eine 
wichtige gewerkschaftliche Dienstleis-
tung für unsere Mitglieder in Zusammen-
arbeit mit dem dbb niedersachsen. 

Wir müssen abwarten, wie die Entschei-
dung in Karlsruhe letztendlich ausfallen 
wird. Wir rechnen aber mit einer ver-
gleichbaren Rechtsprechung wie für die 
Berliner Beamtenschaft und verfolgen 
natürlich auch gespannt die diesjährigen 
Alimentationsurteile zu Schleswig-Hol-
stein, Bremen und dem Saarland. Der 
dbb niedersachsen hält uns in dieser An-
gelegenheit auf dem Laufenden und wird 
auch weiterhin intensiv die Maßnahmen 
des Finanzministeriums begleiten und 
überprüfen.

Der Kreis II – Alimentationen von 
2023 und 2024

Zur Erinnerung: Die Besoldung wurde in 
einem Gesetzgebungsverfahren 2022 
durch den CDU-Finanzminister Reinhold 
Hilbers angepasst. Dieses mündete in 
einem Besoldungsanpassungsgesetz, 

das zum 1.1.2023 in Kraft trat. Der kin-
derbezogene Familienzuschlag wurde 
erhöht und ein Familienergänzungszu-
schlag eingeführt, um eine amtsange-
messene Alimentation sicherzustellen. 
Aufgrund weiterhin bestehender ver-
fassungsrechtlicher Bedenken mit Blick 
auf den Abstand zur Grundsicherung 
und dem Abstandsgebot der einzelnen 
Besoldungsgruppen hat der Philolo-
genverband Niedersachsen empfohlen, 
weiterhin Widerspruch einzulegen. Ent-
sprechendes galt für das Jahr 2024. 

Zwar war Herr Hilbers ab 2023 nicht mehr 
für die Finanzen des Landes zuständig, 
aber auch sein Nachfolger Gerald Hee-
re (Bündnis 90/Die Grünen) vertrat die 
Auffassung, dass die Besoldung 2023 
und 2024 rechtmäßig sei und Wider-
sprüche durch das NLBV nun abschlägig 
beschieden werden könnten. Im Som-
mer 2025 wurde diese Idee dann durch 
einen Erlass des Finanzministeriums in 
die Tat umgesetzt. Die unterstehenden 
Behörden wurden aufgefordert, Wider-
sprüche für 2023 und 2024 zu beschei-
den. Die Folge war: Die Bediensteten hät-
ten sich gegen diese Entscheidung nur 
noch durch eine Klage wehren können. 
Dies hätte eine unfassbare Klagewelle 
nach sich gezogen, die die niedersäch-
sische Gerichtsbarkeit quasi zum Erlie-
gen gebracht hätte. In hochintensiven 
Gesprächen und dem außerordentlichen 
Einsatz des 1. Landesvorsitzenden des 
dbb niedersachsen, Alexander Zimbehl, 
konnte der Finanzminister und sein Haus 
überzeugt werden, dass man die Rechts-
konformität der Besoldung des Jahres 
2023 durch Musterklagen prüfen lassen 
wolle, ohne dass tausende Beamtinnen 
und Beamte gezwungen wären, selbst 
Klage einzureichen. Ein Erfolg, den wir 
mit eigenen Mitgliedern als Musterklä-
gern unterstützen. 

Die Feststellungsbescheide der Muster-
kläger sind aktuell zugestellt worden. Die 
Kolleginnen und Kollegen werden jetzt 
Klage bei den jeweils zuständigen Ver-
waltungsgerichten einreichen. Nun geht 
alles seinen langwierigen gerichtlichen 
Gang. Die Mühlen der Gerichte mahlen er-
fahrungsgemäß langsam. 300 Beamte in 
Schleswig-Holstein hatten diese Verfah-
ren bereits gegen die Besoldung 2022 ge-
führt, denn dort trat eine entsprechende 



Besoldungsreform bereits ein Jahr zu-
vor in Kraft. Das VG Schleswig hat am 
11.11.2025 entschieden, dass die Be-
soldung in Schleswig-Holstein für das 
Jahr 2022 voraussichtlich verfassungs-
widrig zu niedrig war. Die Entscheidung 
betrifft die Besoldungsgruppen A 6 bis 
A 16 sowie Richter. Genau diesen Weg 
geht jetzt auch Niedersachsen. Erstaun-
lich ist, dass beide Länder grün besetzte 
Finanzministerien haben, ein gemeinsa-
mer Austausch aber anscheinend nicht 
geplant ist. Der ganze Vorgang scheint 
mindestens ein Spiel auf Zeit zu sein. Ge-
rald Heere hätte sich ja mal bei Frau Dr. 
Schneider in Schleswig-Holstein schlau 
machen können, wie so etwas ausgehen 
kann. Auf jeden Fall dauert so ein Ver-
fahren. Dass Herr Heere in dieser Legis-
laturperiode eine Entscheidung für die 
Alimentationen in 2023 und 2024 fällt, 
ist eher unwahrscheinlich. Ob er selbst 
überhaupt noch eine Entscheidung tref-
fen wird, ist auch mehr als fraglich. Wir 
halten Sie auf jedem Fall auch in diesem 
Kapitel der Alimentation auf dem Laufen-
den.

Der Kreis III – Alimentationen in 2025 
und 2026

Für das Jahr 2025 versucht der Finanz-
minister die nichtamtsangemessene 
Besoldung durch eine Einmalzahlung zu 
heilen. Die Einmalzahlung beträgt 800 
Euro für die Besoldungsgruppen A 5 bis 
A 8 und 500 Euro für die übrigen Besol-
dungsgruppen ab A 9. Die Umsetzung 
steht unmittelbar bevor. Gut gemeint, ist 
nicht unbedingt gut gemacht. Was auf 
den ersten Blick nett aussieht, darf nicht 
den Blick auf das Wesentliche verstellen. 
Es gibt noch keine (höchst)richter liche 
Entscheidung für die niedersächsische 
Besoldung und deswegen sind auch die 
Musterklagen für die Besoldung 2023 in 
dieser Frage wichtig. Wenn vor den Ver-
waltungsgerichten anerkannt wird, dass 
die Besoldung in 2023 tatsächlich zu 
niedrig ist, hätte dies unmittelbare Folgen 
für die nachfolgenden Besoldungsjahre. 
Wir halten die Einmalzahlung jedenfalls 
für viel zu gering und das scheinen an-
dere Bundesländer auch so zu sehen. 
Darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass 

sich Einmalzahlungen nicht auf die spä-
tere Versorgung auswirken. Alexander 
Zimbehl hat darauf wiederholt im poli-
tischen Raum hingewiesen und hat aus 
diesem Grunde diese Sonderzahlung 
als Flickschusterei bezeichnet und im 
Ergebnis abgelehnt. Das Klagerisiko für 
das Land, ergänzend noch dazu, dass 
bei der Sonderzahlung erneut die Versor-
gungsempfänger nicht bedacht wurden, 
hat sich somit nicht verringert, sondern 
noch weiter erhöht. 

Interessant ist, ob uns Recht gegeben 
wird. Die jetzt gewährte Einmalzahlung 
von 500 Euro kann später mit einem 
dann noch ausstehenden Betrag verrech-
net werden. Wir werden mit der anste-
henden Zahlung die Rechtmäßigkeit der 
Besoldung für das Jahr 2025 allerdings 
nicht anerkennen. Für das Jahr 2026 
wurde die lineare Erhöhung von 2,8% mit 
Wirkung vom 1.4.2026 vereinbart. Die-
se Erhöhung wurde auch schon in ein 
 Besoldungsgesetz  gegossen.  Weitere 
Zahlungen sind für das Jahr 2026 weder 
vorgesehen noch geplant. Allerdings ist 
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ein Satz für die Besoldung 2027 interes-
sant und damit wären wir dann schon 
beim Kreis IV.

Der Kreis IV – Alimentation ab 2027

Man wolle die Rechtsprechung des 
Bundes verfassungsgerichts zur Berliner 
Beamtenbesoldung analysieren und in 
die Besoldungsanpassung 2027 ein-
fl ießen lassen, so das Niedersächsische 
Finanzministerium. Ein Satz, der durch-
aus Hoffnung bei den Beschäftigten er-
zeugen könnte, wäre man durch unter-
schiedlichste Regierungskonstellationen 
nicht jahrzehntelang hingehalten wor-
den. Arbeitgeber und Gewerkschaften 
haben sich bei den Tarifverhandlungen 
im Frühjahr 2026 auf eine lineare Er-
höhung der Besoldung zum 1.3.2027 um 
2,0% verständigt. Finanzminister Heere 

hat sich dazu bekannt, das ausgehan-
delte Tarifergebnis „systemgerecht“ auf 
die niedersächsische Beamtenschaft 
und die Versorgungsempfänger/innen zu 
übertragen. Spätestens mit der nächsten 
Besoldungserhöhung in 2027 werden 
wir wissen, wie Minister Heere sich eine 
amtsangemessene Alimentation vor-
stellt, denn „im Rahmen dieses zukünf-
tigen Gesetzesvorhabens wird auch die 
Einhaltung der Maßstäbe für eine verfas-
sungsgemäße Alimentation, die das Bun-
desverfassungsgericht in seiner jüngs-
ten Entscheidung (Beschluss vom 17. 
September 2025 - 2 BvL 5/18 u. a.-, ver-
öffentlicht am 19. November 2025) auf-
gestellt hat, zu prüfen sein.“ (Quelle: Nie-
dersächsischer Landtag, Drs. 19/10402). 
Wir dürfen gespannt sein und halten Sie 
auch hier auf dem Laufenden.

Am Ende ist „Die unendliche  Geschichte“ 
von Michael Ende gut ausgegangen. 
Phantásien konnte gerettet werden. 
Wir wünschen Herrn Heere und seinem 
Team im Finanzministerium auf jeden 
Fall viel Phantasie bei der Ausgestaltung 
des nächsten Besoldungsanpassungs-
gesetzes. Sollte den Beamtinnen und Be-
amten im Finanzministerium die  nötige 
Vorstellungskraft fehlen, weil das um 
sich greifende „Nichts“ seinen Einfl uss 
im MF schon viel zu lange ausgeübt hat, 
kann man gerne bei PHVN und den an-
deren im dbb niedersachsen beheimate-
ten Verbänden nachfragen. Unsere Mit-
glieder haben genug Phantasie, um die 
amtsangemessene Alimentation endlich 
aus dem fi skalischen Elfenbeinturm zu 
befreien.
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Die Flut an Desinformationen – eine  Gefahr 
für unsere Demokratie? 
und

(Deep)Fakes bestimmen Meinungen

Niedersächsischer 
Lehrkräftepreis 2026

Weitere 
Informationen:
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Der Niedersächsische Lehrkräftepreis 2026 wird 
für die besten drei Unterrichtskonzepte rund um 
die  Themen „Die Flut an Desinformationen – eine 
 Gefahr für unsere Demokratie?“ oder „(Deep)Fakes 
bestimmen Meinungen“ verliehen.

Einsendeschluss ist der 31.07.2026


